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Hinweise zum Antrag


Zu Ziffer 1.6.3 des Antragsformulars: 
Operationelle Gruppen (OG) sind Teil der Europäischen Innovationspartnerschaft (EIP) „Landwirtschaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“. Sie werden von Landwirten und/oder Unternehmen des Agrar- und Nahrungsmittelsektors in Verbindung mit anderen Interessenträgern, z. B. Forschern und Beratern, gegründet. Die OG leisten einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der EIP entsprechend Artikel 55 der ELER-Verordnung.
Innovative Investitionen können im Rahmen der EIP gefördert werden, wenn die Investitionen aus der Tätigkeit einer Operationellen Gruppe resultieren und der Zielsetzung des jeweiligen Geschäftsplans entsprechen.
Hinweis: 
Vorhaben, die bereits im Rahmen der EIP-Agrar-Richtlinie gefördert werden bzw. wurden, sind von einer Förderung nach dieser Richtlinie ausgeschlossen (keine Doppelförderung).

Zu Ziffer 4.2: 
Zuwendungen können für allgemeine Ausgaben wie Architekten- und Ingenieurleistungen, Baugenehmigungen, Beratungsgebühren, Durchführbarkeitsstudien und Ausgaben der Vorplanung, Projektdurchführung und –begleitung, die im direkten Zusammenhang mit der Durchführung der geförderten Investition stehen, einem Höchstsatz von zwölf Prozent der förderfähigen Investitionsausgaben gewährt werden.
Bei Hochbaumaßnahmen sind die Ausgaben für die Kostengruppen 210 bis 230, 300, 400, 540, 590, 710 bis 740 und 771 der DIN 276 (Ausgabe 2018-12), generell zuwendungsfähig. Außerdem sind die Ausgaben für die Kostengruppen 510, 521 bis 524, 530 der DIN 276 zuwendungsfähig, sofern sie im Rahmen der baulichen Maßnahme anfallen und für diese zweckdienlich sind.

Zu Ziffer 4.5: 
Im Antrag sind in jedem Fall sämtliche öffentliche Finanzierungshilfen für das Investitionsvorhaben anzugeben. Soweit die öffentlichen Finanzierungshilfen noch nicht beantragt oder bekannt sind oder der Subventionswert noch nicht feststeht, müssen die entsprechenden Änderungen nachträglich gemeldet werden.

Zu Ziffer 4.6: 
Der Zuschuss je Vorhaben ist auf maximal 1.000.000,00 € begrenzt.

Zu Ziffer 4: 
Nachweise über die Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen:
1. Bankbestätigung/en über die Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen, die folgende Mindestanforderungen erfüllt / erfüllen:
· Bei Einsatz von Eigenmitteln:
„Hiermit bestätigen wir, die (Bank), dass die Fa. … zur Finanzierung des Vorhabens „…“ (Gesamtkosten: … €) den – nach Abzug der voraussichtlichen Zuwendung (… €) und des zugesagten Darlehens (… €) – verbleibenden Betrag an den Gesamtkosten (… €) durch Eigenmittel in Form von … (z.B. Kontokorrentlinien, Termineinlagen, etc.) sicherstellt.“
· Bei Inanspruchnahme eines Darlehens:
Nennung des geplanten Investitionsvorhabens; zahlenmäßig Nennung der Höhe der beantragten Zuschüsse; ggf. zahlenmäßig Nennung der Höhe der vorgesehenen Eigenmittel; zahlenmäßig Nennung der Höhe des Darlehens
2. Nachweis über Leistungen Dritter
3. Andere öffentliche Zuwendungsgeber
Soweit bei der Finanzierung andere öffentliche Zuwendungsgeber beteiligt sind, ist von den betreffenden Stellen eine schriftliche Bestätigung zu erbringen, dass die Voraussetzungen für die Mittelgewährung erfüllt werden. Die Bestätigung muss auch eine Angabe des Subventionswertes enthalten.
Im Fall, dass eine Landesbürgschaft oder weitere öffentliche Förderungen beantragt wurden, sind dem Antrag beizufügen:
· die entsprechenden Antragsunterlagen und Bekanntgabe der jeweiligen Ansprechpartner (Anschrift, Bearbeiter(in), Telefonnummer).
· bei Inanspruchnahme von Landesbürgschaften eine Bestätigung des Barzuschussäquivalentes durch die zuständige Stelle.

Allgemeine Hinweise: 
1. Beträge sind genau, d.h. ohne Auf- und Abrundungen, anzugeben.
2. Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens sowie nach zusätzlichen durch das Ministerium festgelegten Auswahlkriterien im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.
3. Bitte beachten Sie weiterhin, dass Sie - im Falle einer Förderung - die im Antrag dargelegten Angaben z.B. zur Erzeugerbindung, zu Qualitätsprodukten und die dem Zuwendungszweck entsprechende Verwendung nach Fertigstellung des Investitionsvorhabens einzuhalten haben. Spezielle Regelungen dazu erfolgen im Falle einer Förderung im Zuwendungsbescheid.
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